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Vaduz, 22. März 2005 

RA 2004/2757-6311 

P 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Regierung gestattet sich, den interessierten Verbänden, Institutionen und Grup-

pen den nachstehenden Bericht zur geplanten Abänderung des Gesetzes über die In-

validenversicherung mit der Bitte um Stellungnahme bis 16. Mai 2005 zur Vernehm-

lassung zu unterbreiten. 

I. STELLUNG UND AUFGABE DER INVALIDENVERSICHERUNG

 

Die Unterstützung und Förderung des Invalidenversicherungswesens gehört zu den 

Aufgaben des Staates (Art. 26 der Landesverfassung). 

Die Invalidenvorsorge ist in Liechtenstein in Anlehnung an das schweizerische Drei-

Säulen-Konzept entwickelt worden. Der soziale Schutz der Versicherten wird durch 

das Zusammenwirken der staatlichen Vorsorge (1. Säule), der betrieblichen Vor-

sorgesysteme (2. Säule) und der freiwilligen Selbstvorsorge (3. Säule) angestrebt.  

Die 1. Säule (eine allgemeine Volksversicherung) fungiert als Basisversicherung und 

soll das Existenzminimum sichern. Die 2. Säule (betriebliche Vorsorgeeinrichtung) 

ergänzt die 1. Säule für Arbeitnehmer und strebt die Erhaltung eines angemessenen 

Lebensstandards an. Die 3. Säule ermöglicht auf freiwilliger Basis eine individuelle 

zusätzliche Vorsorge. 
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Die Durchführung der 1. Säule wurde durch das Gesetz über die Invalidenversiche-

rung an die „Liechtensteinische Invalidenversicherung“ als eine selbständige, öffent-

lich-rechtliche Anstalt übertragen (Art. 1 IVG). Diese Anstalt hat die Invalidenversi-

cherung nach den Bestimmungen des Gesetzes durchzuführen (Art. 2 IVG) und steht 

dabei unter staatlicher Aufsicht, die vom Landtag und von der Regierung ausgeübt 

wird (Art. 20 IVG).  

Als Basisversicherung schützt die IV alle in Liechtenstein erwerbstätigen Personen 

(Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer, Beamte, selbständig erwerbstätige Personen) 

und alle in Liechtenstein wohnhaften nichterwerbstätigen Personen (Hausfrauen oder 

Hausmänner, Studentinnen oder Studenten usw.) gegen die wirtschaftlichen Folgen 

der Invalidität. Dabei gilt das Prinzip „Eingliederung vor Rente“; die Eingliederungs-

leistungen (berufliche Massnahmen wie z.B. Umschulung, Hilfsmittel usw.) haben 

also den Vorrang vor den Rentenleistungen (Art. 33 IVG). Neben den individuellen 

Leistungen (Eingliederungsmassnahmen, Renten) erbringt die IV aber auch kollekti-

ve Leistungen durch Bau- und Betriebsbeiträge an Anstalten, Werkstätten und 

Wohnheime für Invalide sowie durch Beiträge an die private Invalidenhilfe (Art. 80 

ff IVG)  

2. BESTEHENDE PROBLEMATIK 

 

Die IV verzeichnet seit Jahren eine steigende Zahl von Leistungsbezügern und damit 

ein rasantes Kostenwachstum.  

Dabei hat vor allem die Zahl der Rentenbezüger in den letzten 7 Jahren um 63 % 

zugenommen. 
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Rentenart/ Jahr 1997 1998 1999  2000 2001 2002 2003 

ganze IV-Renten 916 994 1070 1140 1297 1417 1554 

halbe IV-Renten 255 287 315 314 319 325 335 

Viertels-IV-
Renten 

20 28 43 42 41 47 52 

Total 1191 1309 1428 1496 1657 1789  1941 

Die Gesamtleistungen der IV haben von 1997 auf 2003 um 84 % zugenommen; die 

Geldleistungen (Renten, Taggelder, Pflegebeiträge) um 96 %, die Sachleistungen 

(Umschulungen, Betriebsbeiträge, Baubeiträge usw. ) um 46 % (bei der nachste-

henden Darstellung werden nur die reinen Leistungen aufgelistet, andere Auf-

wandposten wie bspw. Abschreibungen werden vernachlässigt; in Mio. CHF). 

Ausgaben  1997  1998 1999 2000 2001 2002 2003 

Geldleistungen 20,0

 

25,1

 

26,5

 

28,1

 

33,4

 

35,8

 

39,2 

Sachleistungen 6,5

 

7,2

 

8,6

 

9,6

 

8,2

 

9,9

 

9,5 

Total 26,5

 

32,3

 

35,1

 

37,7

 

41,6

 

45,7

 

48,7 

Für die Zunahme der Zahl der Rentenbezüger und der Ausgaben der IV gibt es ei-

nige Gründe: 

 

Der Anteil der Menschen knapp unter dem AHV-Rentenalter nimmt stetig zu. 

Statistisch ist in dieser Altersgruppe das Invaliditätsrisiko am grössten. Das jähr-

liche Wachstum ist vor allem auch Folge davon, dass in den letzten Jahren die 

Invalidisierungswahrscheinlichkeit in allen Altersklassen, insbesondere aber bei 

den 30- bis 44-jährigen, zugenommen hat. Statistische Erhebungen in der 

Schweiz zeigen, dass die Wahrscheinlichkeit, invalid zu werden (Invalidenrisi-

ko), zwischen 1985 und 1995 in allen Altersklassen gestiegen ist. Absolut gese-

hen ist das Invalidisierungsrisiko bei den über 60-Jährigen am grössten. Die rela-

tive Zunahme war jedoch bei den 30- bis 44-Jährigen am markantesten. Diese 

Situation, die auch in Liechtenstein zutreffend ist, hat eine längere Bezugsdauer 

zur Folge. Die Zahl der Rentenzugänge (neuer Rentenanspruch oder Heraufset-

zung des Invaliditätsgrades) steigt, jene der Rentenabgänge (Wiedereingliede-
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rung) nimmt ab. Der Prozess zunehmender Eintritte und abnehmender Austritte 

in der IV wird noch über Jahre ein erhöhtes Wachstum der Rentenausgaben er-

zeugen. Besonders nachteilig wirkt sich dabei das tiefere Renteneintrittsalter aus. 

 

Eine Zunahme der Leistungen ergibt sich auch aus der Zunahme der Beschäftig-

ten. Waren 1980 ca. 15'000 und 1990 ca. 20’000 Beschäftigte in Liechtenstein, 

so sind es im 2004 ca. 29 000 im Inland Beschäftigte (dazu kommen auch annä-

hernd 1'200 Personen mit Wohnsitz in Liechtenstein und Erwerbsort im Aus-

land). Daraus ergeben sich automatisch mehr IV-Fälle. 

 

Der Anteil der Frauen an der Population der neuen IV-Rentenbezüger hat merk-

lich zugenommen. Diese Entwicklung könnte mit der vermehrten Berufstätigkeit 

von Frauen (Doppelbelastungen) zusammenhängen (die Erwerbsquote der Frau-

en hat stark zugenommen). 

 

Die stetige Zunahme ist auch auf die grosse Zahl an „ruhenden Konti“ zurückzu-

führen. Das sind die bei der AHV geführten Konti von versicherten Personen, 

die in früheren Jahren in Liechtenstein gearbeitet haben. Wenn diese nicht mehr 

in Liechtenstein beschäftigten Personen invalid werden, haben sie Anspruch auf 

die entsprechenden Leistungen. Zurzeit bestehen ca. 80 000 ruhende Konti. 

 

Eine weitere Ursache bilden die im Vergleich zu früher mit höherem Stress ver-

bundenen Arbeitsbedingungen, die rasante technische Entwicklung und die ge-

stiegenen Anforderungen am Arbeitsplatz, die zu psychischen Problemen füh-

ren. So ist es statistisch erwiesen, dass in den letzten Jahren die psychischen Er-

krankungen, die zu IV-Leistungen führen, stark zu genommen haben (zuge-

nommen haben aber auch invalidisierende Schleudertrauma und Rückenbe-

schwerden). Diese Zunahme ist in allen OECD-Ländern feststellbar. 

 

Gemäss Untersuchungen in der Schweiz soll auch die zunehmende Ärztedichte 

einen gewissen Einfluss haben. Zudem haben Ärztinnen und Ärzte gemäss einer 

durch das schweizerische Büro Interface durchgeführten Untersuchung ein man-
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gelndes IV-spezifisches Wissen. Die ärztlichen Angaben zur Arbeitsfähigkeit 

und zu verbleibenden Arbeitsmöglichkeiten sind für das Entscheidverfahren der 

IV aber von grundlegender Bedeutung. Die Ärzteschaft sei gemäss den Untersu-

chungen des Büros Interface zu wenig vertraut mit den Anforderungen der ein-

zelnen Arbeitsstellen, verfüge nicht über genaue Kriterien zur Beurteilung der 

Arbeitsfähigkeit und habe begrenzte Kenntnisse im Bereich der Arbeitsmedizin. 

Die Untersuchung des Büros Interface will auch aufzeigen, dass zahlreiche Ver-

wechslungen zwischen den verschiedenen Begriffen Arbeitsfähigkeit, Erwerbs-

fähigkeit, Invalidität und Invaliditätsgrad vorkommen. Die IV muss deshalb im-

mer häufiger spezielle medizinische Abklärungsstellen einsetzen, was zu langen 

Wartefristen führt. Dies erschwert wiederum eine rasche Eingliederung. Um die-

se Situation zu verbessern, wurden in der Schweiz im Rahmen der 4. IVG-

Revision regional-ärztliche Dienststellen (RAD) eingerichtet.  

 

Bei der IV gilt der Grundsatz: Eingliederung vor Rente. Die beruflichen Mass-

nahmen zur Eingliederung Versicherter sind, wie auch die Erfahrung in Liech-

tenstein zeigt, weniger erfolgreich als früher. Die geänderten Arbeitsstrukturen 

infolge Technisierung und Automatisierung der Betriebe hat die Einsatzmög-

lichkeit von Personen mit geringerer Qualifikation und von Personen mit einer 

körperlichen oder geistigen Behinderung erschwert. Ein gutes Beispiel ist der im 

2001 in Liechtenstein eingeführte Lohnzuschuss für Arbeitgeber, die Behinderte 

einstellen: diese Massnahme hat bisher kaum gegriffen. 

 

Ein weiterer Grund für den Anstieg der Leistungen der letzten Jahre ist auf die 

Gleichbehandlung der Ausländer (entweder durch die Abkommen, den EWR 

oder durch innerstaatliche Gesetzesänderungen) zurückzuführen. 

 

Ebenfalls führen Leistungsverbesserungen (z.B. Teuerungsanpassungen) zu hö-

heren Ausgaben. Die Einführung der 13. Rente (Weihnachtsgeld) allein bedeute-

te eine Ausgabensteigerung von 8%. 
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3. MASSNAHMEN IM LEISTUNGSBEREICH

 

Aufgrund der Tatsache, dass das liechtensteinische und das schweizerische Invali-

denversicherungsrecht eine gemeinsame Entstehungsgeschichte aufweisen und das 

liechtensteinische IVG eine Rezeption des schweizerischen Vorbildes darstellt, ist es 

sinnvoll, zunächst die schweizerische Entwicklung zu betrachten.  

Bereits während der parlamentarischen Beratung der 4. IVG-Revision in der 

Schweiz, die am 01.01.2004 in Kraft getreten ist, waren die seit Jahren ungebrochene 

Zunahme der IV-Rentnerinnen und -Rentner resp. die Gründe für diese Zunahme ein 

viel diskutiertes Thema. Mit der 5. IVG-Revision will man in der Schweiz dieser 

Entwicklung entgegensteuern und zusätzliche Massnahmen in die Wege leiten. 

Bei der 5. schweizerischen IV-Revision stehen verschiedene „Massnahmen zur Ab-

bremsung der Rentenzunahme“ im Vordergrund. 

 

Es ist beabsichtigt, ein System zur Früherkennung und Begleitung (FEB) von 

krankheitsbedingt arbeitsunfähigen Personen einzuführen (durch Einsetzung 

spezieller Fachstellen, sowie durch Institutionalisierung der Zusammenarbeit 

zwischen IV und Krankengeldversicherungen). 

 

Es werden auch zusätzliche Integrationsmassnahmen (zu den bereits bestehen-

den Eingliederungsmassnahmen wie z.B. Umschulung) geprüft. Diese müssen 

aber mit intensiveren Bemühungen zur Arbeitsvermittlung verbunden sein. Neu 

sollen z.B. auch Beschäftigungsprogramme oder auch Möglichkeiten zur Höher-

qualifizierung (bspw. auch Sprachkurse für Fremdsprachige) möglich sein; dies 

soll jedoch mit einer stärkeren Mitwirkungspflicht der Betroffenen verbunden 

werden. Ausserdem werden unter diesem Aspekt in der Schweiz auch Anreiz-

systeme für potentielle Arbeitgeber diskutiert.  
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Die bereits initiierte Konzentration der Kompetenz zur ärztlichen Beurteilung 

der Arbeitsfähigkeit soll noch weiter gehen als bisher. Derzeit erfolgt die medi-

zinische Beurteilung der Arbeitsfähigkeit nicht ausnahmslos durch Vertrauens-

ärzte, sondern eben auch durch die Hausärzte der Antragsteller; neu soll die 

massgebende medizinische Beurteilung ausschliesslich durch Ärztinnen und 

Ärzte der regionalen ärztlichen Dienste der IV (RAD) erfolgen.  

 

Es wird auch vorgeschlagen, den Rentenbeginn neu zu regeln. Im geltenden 

Recht ist eine IV-Rente auch rückwirkend für den Zeitraum vor dem Anmelde-

datum auszurichten, wenn die betreffende Person schon vorher entsprechend 

lange invalid war. Neu ist vorgesehen, eine IV-Rente frühestens ab dem Anmel-

dedatum auszurichten. 

 

Zur Debatte steht auch eine Erhöhung der rentenbegründenden Mindestbeitrags-

dauer. Derzeit genügt eine Mindestbeitragsdauer von einem Jahr für die Ausrich-

tung einer IV-Rente. Diese Mindestbeitragsdauer soll neu auf drei Jahre erhöht 

werden (wobei aber aufgrund staatsvertraglicher Regelungen auch ausländische 

Versicherungszeiten zu berücksichtigen sein werden). 

Ausserdem sind in der 5. schweizerischen IV-Revision auch „Massnahmen zur Ver-

besserung der Integrationsanreize“ geplant.  

 

Es ist geplant, das IV-Taggeldsystem an jenes der Arbeitslosenversicherung an-

zugleichen. Auf diese Weise sollen negative Anreize, die der Integration zuwi-

der laufen, beseitigt werden (es geht dabei um die Vermeidung von Situationen, 

in denen IV-Leistungsbezüger finanziell besser dastehen als vor Eintritt der In-

validität). 

 

Unter dem Aspekt der Integrationsanreize sucht die Schweiz auch Möglichkei-

ten, um Einkommenseinbussen für eingliederungswillige Personen zu vermei-

den. Wenn im geltenden Recht wegen der Verbesserung der Erwerbsfähigkeit 

z.B. eine ganze IV-Rente auf eine halbe IV-Rente herabgesetzt wird, so kann es 
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vorkommen, dass die wegfallende halbe IV-Rente höher ist als das Erwerbsein-

kommen, das der Versicherte wegen der Verbesserung seiner Erwerbsfähigkeit 

erzielen kann. Schweizerischerseits wird ins Auge gefasst, zu prüfen, ob sich für 

solche Fälle der Einkommensverlust durch eine „Ausgleichsleistung“ auffangen 

liesse.  

Die 5. schweizerische IV-Revision verfolgt aber auch ausgesprochene „Sparmass-

nahmen“. 

 

Es wird vorgeschlagen, die im Zusammenhang mit der beruflichen Eingliede-

rung bisher von der IV geleisteten medizinischen Massnahmen neu in den Leis-

tungsbereich der Krankenversicherung zu verlagern. Die medizinische Behand-

lung von Geburtsgebrechen soll weiterhin bei der IV bleiben. Hingegen sollen 

die übrigen medizinischen Massnahmen (bei denen heute in der Praxis eine 

kaum nachvollziehbare und schwierig zu prüfende Abgrenzung zwischen den 

medizinischen Massnahmen der IV zu jenen der Krankenversicherung erfolgen 

muss) neu der Krankenversicherung zugewiesen werden. 

 

Ausserdem soll bei der Rentenberechnung von vor dem 45. Altersjahr invalid 

gewordenen Personen auf den sog. „Karrierezuschlag“ verzichtet werden. Im 

geltenden Recht kann nämlich der Karrierezuschlag (verbunden mit dem bei der 

Rentenberechnung angewendeten Aufwertungsfaktor) und die Ausrichtung von 

Kinderrenten dazu führen, dass die IV-Rente höher ausfällt als das zuletzt erziel-

te Erwerbseinkommen (was natürlich eine Reintegration in den Arbeitsprozess 

behindert). 

 

Als wichtige Sparmassnahme wird auch die Aufhebung laufender Zusatzrenten 

für die Ehefrau geprüft. Für neu entstehende IV-Fälle werden auch im geltenden 

Recht keine Zusatzrenten für die Ehefrau mehr ausgerichtet. Es gibt jedoch noch 

zahlreiche Fälle von Männern, die vor Gesetzesanpassung zur Verwirklichung 

der rechtlichen Gleichbehandlung bereits IV-Renten verbunden mit Zusatzrenten 
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für die Ehefrau erhielten; bei diesen „Alt-Fällen“ wurde die Zusatzrente weiter 

ausgerichtet. Im Rahmen der 5. schweizerischen IV-Revision ist beabsichtigt, 

auch bei „Alt-Fällen“ die Zusatzrente für die Ehefrau aufzuheben (mit dem 

Hinweis, dass im Rahmen der Ergänzungsleistungen finanzielle Härten ausge-

glichen werden). 

Auf der Einnahmenseite werden in der Schweiz sowohl Erhöhungen des Beitragssat-

zes als auch Erhöhungen der Mehrwertsteuer vorgeschlagen.  

 

Im Jahre 2003 betrug das Defizit der schweizerischen IV CHF 1.5 Milliarden. 

Ende 2004 wird sich die Verschuldung der schweizerischen IV wahrscheinlich 

auf CHF 6.0 Milliarden belaufen.  

 

Im Rahmen der 5. IV-Revision wird eine grundsätzliche Erhöhung des Beitrags-

satzes von derzeit 1.4 % auf 1.5 % vorgeschlagen. Zur Finanzierung vorüberge-

hender Engpässe werden verschiedene Varianten geprüft (vorübergehende wei-

tere Erhöhung der Lohnprozente und/oder vorübergehende Erhöhung der Mehr-

wertsteuer).  

Verschiedene dieser Überlegungen sind auch für Liechtenstein nicht neu. Schon bei 

der letzten liechtensteinischen IVG-Revision (vom Landtag am 14.12.2000 beschlos-

sen, in Kraft seit 01.05.2001, LGBl. 2001 Nr. 17) wurde von der Notwendigkeit ge-

sprochen, dass die Krankenkassen krank gemeldete Personen früher der IV melden, 

damit Eingliederungsmassnahmen früher einsetzen können. Ausserdem wurden da-

mals schon verschiedene Lösungsansätze diskutiert, die heute in der 5. schweizeri-

schen IV-Revision wieder aktuell werden, damals aber in Liechtenstein fallen gelas-

sen wurden (Rentenbeginn ab Antragstellung; Überführung medizinischer Massnah-

men von der Invalidenversicherung zur Krankenversicherung; Systeme zur Früher-

kennung beginnender krankheitsbedingter Erwerbsunfähigkeit). Immerhin wurde mit 

der am 01.05.2001 in Kraft getretenen liechtensteinischen IV-Novelle „Eingliede-

rungsmassnahmen der IV“ versucht, dem Grundsatz „Eingliederung vor Rente“ stär-
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ker gerecht zu werden. Schwerpunkt bildeten die Eingliederungsmassnahmen, insbe-

sondere die Lohnzuschüsse an die Arbeitgeber zur Verbesserung der beruflichen 

Eingliederung von Behinderten. Neu eingeführt wurde auch die Möglichkeit, eine 

laufende Rente auf Antrag der behinderten Person vorübergehend nicht auszurichten, 

wenn die betreffende Person einen Arbeitsversuch unternehmen will. Die Praxis hat 

allerdings gezeigt, dass sich auch mit diesem gesetzlichen Instrumentarium allein 

eine wirksame Eingliederung nicht herbeiführen lässt, wenn nicht auch eine aktive 

Arbeitsvermittlung erfolgt. 

Die Abteilung Arbeit des Amtes für Volkswirtschaft und die Invalidenversicherung 

sind übereingekommen, ab 2005 als Projekt einen gemeinsamen Weg zu beschreiten, 

um die Arbeitsvermittlung für arbeitsfähige und arbeitswillige, aber eben behinderte 

Personen zu verbessern. Der Arbeitsvermittlung kommt eine besondere Rolle zu und 

dies bedingt eine enge und gute Zusammenarbeit mit der Wirtschaft. Vereinfacht 

ausgedrückt wird nun die Invalidenversicherung (die keine eigenen Arbeitsvermittler 

beschäftigt) in Frage kommende Personen der Arbeitslosenversicherung zuweisen 

und diese wird sich um die Arbeitsvermittlung (eben unter Rücksichtnahme auf die 

Besonderheiten des Falles) bemühen. Im Rahmen der Besprechungen zwischen der 

Invalidenversicherung und der Abteilung Arbeit des Amtes für Volkswirtschaft wur-

de auch die Problematik diskutiert, dass die Arbeitsvermittlung natürlich umso 

schwieriger wird, je länger die betreffende Person nicht mehr aktiv im Arbeitspro-

zess tätig war. Damit Arbeitsvermittlungen Erfolgsaussichten haben, ist es nötig, die 

entsprechenden Bemühungen möglichst früh zu beginnen. Es werden nun im 2005 

auch gemeinsame Besprechungen mit den Krankenkassen-Vertretern zum Thema 

„Früherkennung von Invaliditätsfällen“ erfolgen.  

4. HANDLUNGSBEDARF

 

In der Vergangenheit konnten in Liechtenstein die Ausgabensteigerungen durch die 

jährliche Zunahme der Zahl der Beschäftigten finanziert werden, weil mit dem An-
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stieg der Zahl der Arbeitsplätze auch auf der Einnahmenseite jährliche Steigerungen 

zu verzeichnen waren.

  

Es zeichnet sich nun aber eine Situation ab, in welcher der gegenwärtige Finanzie-

rungsmodus nicht mehr genügt, um die Ausgaben zu decken. Auf der Kostenseite ist 

es ausgesprochen schwierig, ohne Sparmassnahmen bzw. ohne Leistungsabbau jene 

Massnahmen zu setzen, welche effektiv und nachhaltig die Kosten beeinflussen wür-

den. Ohne Leistungsabbau bzw. ohne Sparmassnahmen lassen sich die Kosten jeden-

falls nicht reduzieren. Es dauert aber noch einige Zeit, bis entsprechende Gesetzes-

änderungen präsentiert werden können. Ausserdem ist davon auch nicht ein kurzfris-

tiger sondern eben nur ein langfristiger Einfluss auf die Ausgaben zu erwarten. 

Sparmassnahmen bzw. Leistungsabbau werden mit der vorliegenden Vorlage auch 

nicht angestrebt. Die vorliegende Vorlage hat lediglich zum Ziel, auf 2006 hin die 

Finanzierung der Liechtensteinischen IV zu verbessern, um das sich abzeichnende 

Defizit der kommenden Jahre zu begrenzen.  

Nach der Anhebung der Finanzierungssätze wird es Aufgabe der Regierung sein, in 

Zusammenarbeit mit der AHV/IV zu prüfen, welche Massnahmen in welchem zeitli-

chen Rahmen gesetzt werden müssen um die Ausgabensteigerungen besser in den 

Griff zu bekommen. Dabei ist es sicher sinnvoll, die Entwicklungen im Leistungsbe-

reich der schweizerischen IV und anderer staatlicher Systeme genau zu beobachten. 

Vorderhand jedoch besteht die Dringlichkeit in erster Linie im Beitragsbereich. Hier 

hinkt die Liechtensteinische Invalidenversicherung schon lange hinter ihrem schwei-

zerischen Vorbild her. 

5. FINANZIERUNG DER INVALIDENVERSICHERUNG

 

Die Finanzierung der IV erfolgt (in Liechtenstein wie in der Schweiz) durch den 

Staatsbeitrag sowie durch die Beiträge der Versicherten und der Arbeitgeber. Die 

Entwicklung der liechtensteinischen Beitragssätze seit 1960 ist nachstehend tabella-
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risch dargestellt. Der Einfachheit halber werden bei dieser Tabelle die Beiträge der 

Nichterwerbstätigen vernachlässigt. In Spalte 1 sieht man den Beitragssatz der Versi-

cherten und Arbeitgeber (in Prozent des Erwerbseinkommens; Selbständigerwerben-

de tragen den ganzen Beitragssatz, wobei die frühere Regelung, wonach tiefere Bei-

tragssätze für Selbständige mit tiefem Einkommen möglich waren, hier ebenfalls 

vernachlässigt wird; Arbeitgeber und Arbeitnehmer tragen je die Hälfte des Beitrags-

satzes). In Spalte 2 ist das jeweilige Kalenderjahr angegeben. In Spalte 3 ist der 

Staatsbeitrag aufgeführt.  

Beitragssatz Kalenderjahr Staatsbeitrag 

0.40 % ab 1960 ab 1960 

0.50 % ab 1969  

ab 1973   

mindestens die Hälfte der jährlichen Ausga-
ben der IV 

 

ab 1975 „Defizitdeckung“ 

0.76 %  

ab 1993 

1.00 % ab 1995  

1.20 % ab 1996   

„Defizitdeckung“ bis höchstens 50 % der 
jährlichen Ausgaben der IV 

Der IV-Beitragssatz betrug zunächst jeweils 10 % des AHV-Beitragssatzes und er-

höhte sich daher mit dem AHV-Beitragssatz. Er wurde aber 1995 vom AHV-

Beitragsatz abgekoppelt und entwickelt sich seither unabhängig vom AHV-

Beitragssatz. 

Da es sich bei der Invalidenvorsorge um eine staatliche Aufgabe handelt, beteiligte 

sich der Staat auch von allem Anfang an in grossem Ausmass an der Finanzierung. 

Dabei war klar, dass der Staat hier einen entscheidenden Beitrag leisten soll (einer-

seits aus Gründen der Solidarität mit den Betroffenen und andererseits zur Deckung 

von kollektiven Leistungen der IV wie bspw. Beiträgen an die Förderung der Invali-

denhilfe durch Bau- und Betriebskostenbeiträge an die Sonderschulung etc., die ja im 
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Unterschied zu individuellen Leistungen wie Renten etc. keine eigentlichen Versi-

cherungsleistungen im Sinne eines versicherten Risikos darstellen). 

In der Praxis beteiligte sich der Staat von 1960 bis 1964 zu exakt 50 % an den Aus-

gaben der IV. Ab 1965 wurden jedoch in der Praxis die Ausgaben der IV für kollek-

tive Leistungen (Betriebsbeiträge an Institutionen für Behinderte) nicht mehr berück-

sichtigt, sodass der Staatsbeitrag in diesen Jahren zwischen 43,2 und 49,7 % der Ge-

samtausgaben schwankte. Ab 1975 übernahm der Staat das „Defizit“ der IV. Der 

Staatsbeitrag senkte sich dadurch anfänglich (bspw. auf 22,0 % im Jahre 1976) und 

stieg dann wieder auf das frühere Verhältnis an (bspw. 47,74 % im Jahre 1992). Als 

sich abzeichnete, dass der Staatsbeitrag sich auf über 50 % der IV-Gesamtausgaben 

erhöhen könnte, beschränkte der Staat ab 1993 seinen Defizit-Beitrag auf „höchstens 

50 % der Gesamtausgaben“ und beteiligte sich dann in den Jahren 1993 und 1994 

mit exakt 50 % an den Ausgaben der IV. Als 1995 bzw. 1996 der IV-Beitragssatz der 

Versicherten und ihrer Arbeitgeber auf 1,0 % bzw. 1,2 % erhöht wurde, senkte sich 

auch gleich der Staatsbeitrag wieder: 42,07 % (1995), 37.97 % (1996), 33.38 % 

(1997), 41,52 % (1998) und 37,28 % (1999). Seither ist der Staatsbeitrag mit den 

wachsenden Ausgaben der IV kontinuierlich wieder gestiegen: 40,7 % (2000), 42,6 

% (2001), 45,6 % (2002) und zuletzt 49,5 % (2003).  

Der Vollständigkeit halber ist zu erwähnen, dass 1995 die Hilflosenentschädigungen 

aus dem IVG (und AHVG) herausgelöst und in die Ergänzungsleistungen überführt 

wurden, wo sie seither vom Staat finanziert werden (Art. 8 Abs. 2 ELG). Gleichzeitig 

wurde damals zur Entlastung des Staates aber auch der Staatsbeitrag an die AHV 

gesenkt. Ausserdem trägt der Staat auch die Kosten für medizinische Massnahmen 

(die 2001 vom IVG ins ELG überführt wurden) sowie die Kosten für den Lohnzu-

schuss im Sinne von Art. 45 ff IVG.  

Wenn man hier im Zusammenhang mit dem Beitrag des Staates an die IV von einem 

„Defizitbeitrag“ spricht, so ist dieser Begriff eigentlich falsch. Die IV war von An-
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fang an so konzipiert, dass der Staat sich an den Ausgaben der IV in hohem Masse 

beteiligt. Es handelt sich also nicht um einen Beitrag an ein „echtes Defizit“. Ein 

„echtes Defizit“ würde erst dann entstehen, wenn das Total aus Beiträgen (Versicher-

te und Arbeitgeber) und Staatsbeitrag die Ausgaben nicht mehr deckt. Erst in diesem 

Moment entsteht ein ungedecktes Defizit. Diese Situation eines ungedeckten Defizits 

zeichnet sich nun aber bei Beibehaltung des bisherigen Finanzierungsmodus deutlich 

ab (jeweils in Mio. CHF, wobei auf der Ausgabenseite der Gesamtaufwand aufgelis-

tet ist1). Bereits im 2004 wird ein ungedecktes Defizit von ca. CHF 2.8 Mio. entste-

hen; für 2005 ist mit einem weiteren ungedeckten Defizit von ca. CHF 5.0 Mio. zu 

rechnen. In den zwei Jahren 2004 und 2005 wird also ein Defizit von ca. CHF 7.8 

Mio. entstehen.   

                                                

 

1 Beim „Gesamtaufwand“ werden alle Aufwände erfasst (inkl. Abschreibungen, Rückerstattungsforderun-
gen/Verrechnungen). Nach diesem Gesamtaufwand bemisst sich der Staatsbeitrag. Der Gesamtaufwand darf 
nicht mit den „Ausgaben“ (wie sie im Jahresbericht der AHV-IV-FAK-Anstalten dargestellt sind) verwechselt 
werden. Bei den Ausgaben werden lediglich alle geldmässigen Aufwände erfasst (ohne Abschreibungen etc.).  
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Einnahmen Kalenderjahr Gesamtaufwand

 
Beiträge Staatsbeitrag 

Defizit 

1997 26.6 17.8 8.8 kein Defi-

zit 

1998 32.7 19.3 13.4 kein Defi-

zit 

1999 35.6 22.5 13.1 kein Defi-

zit 

2000 38.8 23.5 15.3 kein Defi-

zit 

2001 42.5 24.8 17.7 kein Defi-

zit 

2002 45.9 25.0 20.9 kein Defi-

zit 

2003 49.5 25.0 24.5 kein Defi-

zit 

2004 (mutmassliche Rech-

nung) 

55.9 25.2 27.9 2.8 

2005 (Voranschlag) 61.2 25.6 30.6 5.0 

Die Finanzierung der IV hängt sehr stark von der wirtschaftlichen Entwicklung ab. 

Mit der stetigen Zunahme des beitragspflichtigen Einkommens in den letzten Jahr-

zehnten konnten die zunehmenden Kosten mit einem relativ niedrigen Beitragssatz 

finanziert werden. Die Beitragserhöhung im Jahre 1995 wäre auch bis heute nicht 

notwendig geworden, hätte der Staat immer einen Beitrag in Höhe von 50% geleistet. 

Die Situation beginnt sich nun aber zu ändern. Die Kosten der IV werden weiter zu-

nehmen, während die Beiträge eher stagnieren werden oder jedenfalls nicht mehr im 

nötigen Ausmass wachsen werden.  
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6. VERGLEICH MIT DER SCHWEIZ

 

Die Ursachen für die Zunahme der Zahl der Rentenbezüger und der Zunahme der 

Kosten der IV sind in der Schweiz und Liechtenstein dieselben. Liechtenstein hat 

dieselben gesetzlichen Grundlagen und das wirtschaftliche und soziale Umfeld ist 

mehr oder weniger gleich. Allerdings bestehen gewisse Unterschiede in der Finanzie-

rung der IV und in der finanziellen Situation der IV.  

Beitragsatz Beitrag des Staates Defizit 

Liechten-stein 1,2 % Staatsbeitrag in Höhe der nicht durch 
Beiträge gedeckten Ausgaben, maximal 
aber 50 % der Ausgaben 

bis 2003:  

kein Defizit  

Schweiz 1,4 % 50 % der Ausgaben bis 2003:  

wachsendes Defizit  

Die liechtensteinische IV war bisher trotz niedrigerem Beitragssatz und niedrigerem 

Staatsbeitrag als die Schweiz nicht defizitär. Lediglich 1993 und 1994 entstand ein 

Defizit in Höhe von gesamthaft CHF 1,2 Mio.. Damals wurde eine Beitragserhöhung 

von 1.0 % auf 1.2 % notwendig. Dieses Defizit wurde aber durch das Kapital der IV 

finanziert. Dieses reduzierte sich in der Folge von CHF 4.2 auf CHF 3.0 Mio.. 

In der Schweiz ist demgegenüber trotz dem für die IV günstigeren Finanzierungsmo-

dus ein Defizit von ca. CHF 4.5 Mrd. bis 2003 entstanden (bis Ende 2004 wird die 

Verschuldung auf CHF 6 Mrd. geschätzt). Die Schweiz hat seit Einführung der IV im 

Jahre 1960 den Finanzierungsmodus der IV nicht geändert. Liechtenstein hatte von 

1960 (Einführung der IV) bis 1974 den gleichen Finanzierungsmodus wie die 

Schweiz, d.h. der Staat leistete 50 % der Ausgaben als Beitrag. Die hälftige Auftei-

lung der Kosten der IV zwischen Beiträgen der Versicherten und einem Beitrag des 

Staates entsprach bei der Einführung der IV sowohl in der Schweiz als auch in 

Liechtenstein dem Willen des Gesetzgebers. 
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Hätte Liechtenstein den Finanzierungsmodus der Anfangsphase beibehalten, so hätte 

die Liechtensteinische IV heute gewisse Reserven. Seit der Staat davon abkehrte, 

sich mit 50 % an Ausgaben der IV zu beteiligen, hat er (mit Ausnahme der Jahre 

1993 und 1994) profitiert, indem er immer weniger als 50 % der Ausgaben zu finan-

zieren hatte. Von 1975 bis 2002 entspricht dies einer Ersparnis für den Staat von 

CHF 42 Mio. (allerdings unter der Voraussetzung, dass die Beiträge der Versicherten 

zur selben Zeit und im selben Ausmass trotzdem erhöht worden wären). 

Die finanzielle Situation der Liechtensteinischen IV ist immer noch besser als dieje-

nige in anderen Staaten, indem trotz niedrigeren Beiträgen sowohl der Versicherten 

als auch des Staates bis ins 2003 noch kein echtes Defizit entstanden ist.  

Allerdings muss darauf hingewiesen werden, dass die Ausgaben stärker steigen als 

die Einnahmen und - sobald der Staatsbeitrag die 50 %-Grenze erreicht - zur Ver-

meidung eines echten Defizits eine Beitragserhöhung unumgänglich wird.  

Bereits im Jahr 2000 hatte sich die Regierung im Bericht und Antrag Nr. 68/2000 (S. 

35 ff) verschiedene Varianten zur Finanzierung der IV geprüft (zitiert aus S. 37): 

„Bei Fixierung des Staatsbeitrages auf 50 % der Gesamtausgaben (Alternative 1) 

würde in den kommenden Jahren das Kapital der IV zunächst ansteigen und eine 

Erhöhung des Beitragssatzes der Versicherten und ihrer Arbeitgeberinnen bzw. Ar-

beitgeber wäre mehrere Jahre nicht erforderlich (eine Beitragserhöhung würde erst 

dann notwendig werden, wenn bei einer defizitären Entwicklung der Kapitalabbau 

eine Höhe erreicht, die zur Finanzierung des Umlaufvermögens der IV erforderlich 

ist). Bei Fixierung des Staatsbeitrages auf 45 % oder 40 % wäre logischerweise die 

Erhöhung des Beitragssatzes von derzeit 1,2 % etwas früher nötig. 

Bei einer unbeschränkten Defizitgarantie des Staates (Alternative 2) könnte die IV 

kein Kapital bilden und es käme auf Grund der zu erwartenden Ausgabensteigerung 

schneller zu einer Erhöhung des Beitragssatzes von derzeit 1,2 %.“ 
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Es bestand aber damals noch keine Notwendigkeit zur Änderung des status quo und 

so wurde die bisherige Regelung beibehalten (Beitragssatz von 1.2 % und Staatsbei-

trag in Höhe des Ausgabenüberschusses bis maximal 50 % der Gesamtausgaben). 

Allerdings war damals schon klar, dass sich über kurz oder lang Änderungen auf-

drängen werden (zitiert von S. 38): 

„Auf diese Weise wird es notwendig werden, die Erhöhung des Beitragssatzes von 

derzeit 1,2 % zu prüfen, bevor die kritische Grenze erreicht wird, bei welcher diese 

1,2 % nicht mehr genügen, um 50 % der relevanten Ausgaben zu decken. Je nach 

Konstellation kann dabei allerdings eine Situation eintreten, bei welcher die IV vo-

rübergehend in einen finanziellen Engpass geraten würde, wenn die Anpassung des 

Beitragssatzes nicht rechtzeitig erfolgt. Für diesen Fall bestünde dann aber bspw. 

die Möglichkeit eines zinslosen Darlehens des Staates an die IV (durch Finanzbe-

schluss des Hohen Landtages), um den vorübergehenden Engpass aufzufangen.“ 

7. VORSCHLAG DER REGIERUNG

 

Mittlerweile ist nun die Situation eben eingetreten, in der es unvermeidlich ist, die 

Finanzierung anzupassen. Dabei stehen folgende Varianten zur Diskussion: 

 

Erhöhung des Staatsbeitrages:  

Dabei würde

 

vorläufig der Beitragssatz der Versicherten und Arbeitgeber bei 1,2 % 

belassen und der Staat würde den jährlichen Ausgabenüberschuss decken. Diese Va-

riante hat den Nachteil, dass sie für den Staat langfristig zu einer schwer kalkulierba-

ren Entwicklung führt. Der Staatsbeitrag steigt hierbei zunächst an und sinkt dann 

schlagartig wieder, wenn der Beitragssatz der Versicherten und Arbeitgeber später 

erhöht wird. Derartige Schwankungen sind aber im Sinne einer möglichst grossen 

Kontinuität und Abschätzbarkeit der zukünftigen Staatsausgaben nach Möglichkeit 

zu vermeiden. Ausserdem ist es nicht sinnvoll, das Ausgabenwachstum einzig dem 

Staat zu überbürden.  
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Erhöhung des Beitragssatzes: 

Um dem Ausgabenwachstum allein durch diese Massnahme zu begegnen, müsste der 

Beitragssatz der Versicherten und Arbeitgeber massiv erhöht werden. Diese Mass-

nahme ist im derzeitigen wirtschaftlichen Umfeld nicht angezeigt und hätte wieder-

um den Nachteil, dass der Staatsbeitrag grossen Schwankungen unterworfen ist. Er 

würde zunächst schlagartig sinken und später wieder ansteigen. Es ist auch nicht op-

portun, das Ausgabenwachstum einzig auf die Beitragszahler abzuwälzen.  

 

Bindung des Staatsbeitrages und Erhöhung des Beitragsatzes: 

 

Bei dieser Lösung wird der Staatsbeitrag auf einen bestimmten Prozentsatz der Aus-

gaben festgeschrieben. Er bleibt dadurch in seiner absoluten Höhe immer noch vari-

abel, indem mit wachsenden IV-Ausgaben auch der Staatsbeitrag ansteigt. Immerhin 

aber bleibt der Staatsbeitrag auf diese Weise kalkulierbar. Indem gleichzeitig der 

Beitragssatz der Versicherten und Arbeitgeber angehoben wird, erreicht man eine 

ausgewogene Lösung, bei der alle Finanzierungsträger solidarisch das Ausgaben-

wachstum tragen.  

Auf Vorschlag der Invalidenversicherung präsentiert die Regierung diese dritte Vari-

ante. Diese Variante bedeutet nichts anderes, als dass damit im Prinzip zum Finan-

zierungsmechanismus zurückgekehrt wird, der bei Einführung der IV bestanden hat 

und den die Schweiz seither beibehalten hat.  

Was nun die Höhe des Beitragssatzes betrifft, so stehen verschiedene Varianten zur 

Diskussion, wobei es sich im Kern dabei um die Frage dreht, ob der Beitragssatz auf 

1.5 % oder auf 1.6 % festgesetzt werden soll. Die Regierung schlägt eine Erhöhung 

des Beitragssatzes auf 1.5 % vor. Konkret sieht die vorgeschlagene Lösung also wie 

folgt aus;  
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Staatsbeitrag in Höhe von 50 % der Jahresausgabe,  

 
Beitragssatz der

 

Versicherten und Arbeitgeber in Höhe von 1,5 % des Er-

werbseinkommens.  

In Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Erhöhung des Beitragssatzes von 1.2 % 

auf 1.5 % ist darauf hinzuweisen, dass in der Schweiz schon seit 1995 ein Beitrags-

satz von 1.4 % gilt (im Rahmen der 5. schweizerischen IV-Revision ist eine Erhö-

hung auf 1.5 % vorgesehen); ausserdem hat sich in Schweiz der Staat stets mit 50 % 

an den Ausgaben beteiligt. In Liechtenstein hingegen war die IV in den letzten Jah-

ren darauf angewiesen, mit dem tieferen Beitragssatz von 1.2 % und ausserdem auch 

mit einem tieferen Staatsbeitrag zu operieren. Es ist also durchaus nachvollziehbar, 

wenn sich auf diese Weise nach über 10 Jahren letztlich ein ungedecktes Defizit bei 

der kommenden Jahresrechnung der Liechtensteinischen IV abzeichnet. Rückbli-

ckend betrachtet (mit dem aktuellen Kenntnisstand), wäre es sinnvoll gewesen, die 

schweizerische Regelung (Staatsbeitrag von 50 % der Ausgaben und Beitragssatz der 

Versicherten und Arbeitgeber von 1.4 %) schon vor Jahren zu übernehmen. Weil die 

Situation nun aber schon so weit fortgeschritten ist, genügt heute ein Beitragssatz 

von 1.4 % nicht mehr; die Erhöhung des Beitragssatzes auf 1.5 % oder 1.6 % ist un-

vermeidbar. Aus Sicht der Regierung erscheint die Erhöhung des Beitragssatzes der 

Versicherten und der Arbeitgebern auf 1.5 % anstatt 1.6 % vorläufig sinnvoller. Un-

ter dem Abschnitt „Finanzielle Auswirkungen“ wird zwar aufgezeigt, dass auch mit 

dieser Erhöhung ein ungedecktes Defizit der IV nicht vermieden werden kann; im-

merhin aber kann die Situation entlastet werden, um zu beobachten, ob auf dem Fi-

nanzierungssektor weitere Massnahmen nötig werden. Die Regierung will daher der 

Wirtschaft und den Versicherten mit dieser Vorlage nicht eine Erhöhung des Bei-

tragssatzes auf 1.6 % zumuten, sondern zunächst mit dem neu vorgeschlagenen Bei-

tragssatz von 1.5 % abwarten, um zu sehen, ob sich eine Entspannung abzeichnet.    
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Ebenfalls auf Anregung der IV unterbreitet die Regierung auch den Vorschlag, dass 

der Lohnzuschuss, der seit 2001 zu 100 % vom Staat finanziert wird, neu ebenfalls 

zu den übrigen Leistungen gerechnet wird. Er wird also wie die übrigen Leistungen 

finanziert, d.h. der Staat beteiligt sich neu am Lohnzuschuss wie bei den übrigen 

Leistungen zu 50 % (und nicht mehr, wie bisher, zu 100 %). Die finanziellen Aus-

wirkungen dieser Änderung sind vernachlässigbar, weil der Lohnzuschuss sich als 

Eingliederungsmassnahme bisher kaum bewährt hat und daher auch keine nennens-

werten Kosten ausgelöst hat.  

Auch der Vorschlag, dass der Staatsbeitrag begrenzt wird, wenn das Vermögen der 

IV zu stark anwachsen sollte, geht auf einen Vorschlag der IV zurück. Die Finanzie-

rung der IV basiert bewusst auf einem klassischen Umlageverfahren; es ist daher 

nicht sinnvoll, wenn die Möglichkeit besteht, dass das Vermögen der IV so stark 

anwächst, dass eine Vermögensverwaltung notwendig wird. In der Praxis genügt es 

vollkommen, wenn das Umlaufvermögen der IV höchstens 20 % einer Jahresausgabe 

beträgt. Wenn also das Vermögen der IV auf mehr als 20 % einer Jahresausgabe an-

wachsen sollte, so würde der Staatsbeitrag entsprechend reduziert. Es ist allerdings, 

wie die Hochrechnungen zeigen, ohnehin nicht damit zu rechnen, dass diese Situati-

on entsteht, denn es zeichnet sich ja trotz Beitragserhöhung ein Defizit ab. 

Für das Inkrafttreten wird 01.01.2006 vorgeschlagen. Es ist nötig, eine generelle Bei-

tragserhöhung unbedingt auf Jahresanfang festzusetzen. Ausserdem brauchen die 

Betroffenen (die Abrechnungspflichtigen) auch eine gewisse Vorlaufzeit, um ihre 

Programme und Kalkulationen anzupassen. 
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8. FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN

 

Für erwerbstätige Versicherte und die Arbeitgeber ergeben sich bei Anhebung des 

Beitragssatzes folgende Auswirkungen (in CHF):    

Jahresbeitrag (je hälftig aufgeteilt auf Arbeitgeber und Arbeitnehmer)  

Jahres-
einkommen   

Beitragssatz 1.2 %  
(bisher) 

Beitragssatz 1.5 % 
(Vorschlag der Regierung)  

Beitragssatz 1.6 % 
(Variante) 

10'000.- 120.- (je 60.-) 150.- (je 75.-) 160.- (je 80.-) 

20'000.- 240.- (je 120.-) 300.- (je 150.-) 320.- (je 160.-) 

30'000.- 360.- (je 180.-) 450.- (je 225.-) 480.- (je 240.-) 

40'000.- 480.- (je 240.-) 600.- (je 300.-) 640.- (je 320.-) 

50'000.- 600.- (je 300.-) 750.- (je 375.-) 800.- (je 400.-) 

60'000.- 720.- (je 360.-) 900.- (je 450.-) 960.- (je 480.-) 

70'000.- 840.- (je 420.-) 1'050.- (je 525.-) 1'120.- (je 560.-) 

80'000.- 960.- (je 480.-) 1'200.- (je 600.-) 1'280.- (je 640.-) 

90'000.- 1'080.- (je 540.-) 1'350.- (je 675.-) 1'440.- (je 720.-) 

100'000.- 1'200.- (je 600.-) 1'500.- (je 750.-) 1'600.- (je 800.-) 

Bei einem Erwerbseinkommen von CHF 60'000.- jährlich ist nach geltendem Recht 

mit dem Beitragssatz von 1.2 % also von einer selbständig erwerbstätigen Person ein 

IV-Beitrag von CHF 720.- jährlich zu bezahlen; im Lohnverhältnis zahlen der Ar-

beitgeber und der Arbeitnehmer je die Hälfte, also je CHF 360.- jährlich. Mit dem 

neu vorgeschlagenen Beitragssatz von 1.5 % erhöht sich bei diesem Erwerbsein-

kommen der jährliche IV-Beitrag auf CHF 900.-, je hälftig für Arbeitnehmer und 

Arbeitgeber also CHF 450.- jährlich. Im Vergleich zu bisher sind dies CHF 180.- 

jährlich mehr, bzw. für Arbeitgeber und Arbeitnehmer je CHF 90.- jährlich mehr als 

bisher.  

Die allermeisten Nichterwerbstätigen entrichten den Mindestbeitrag. Dieser Min-

destbeitrag an die IV beläuft sich mit dem aktuellen Beitragssatz von 1.2 % auf CHF 

36.- jährlich. Bei einem Beitragssatz von 1.5 % beträgt der Mindestbeitrag an die IV 
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neu CHF 45.- jährlich (bei einem Beitragssatz von 1.6 % wären dies CHF 48.- jähr-

lich). 

Die Erhöhung des Beitragssatzes hat auch Auswirkungen auf den Verwaltungskos-

tenbeitrag, was aber in finanzieller Hinsicht für die Versicherten und die meisten 

Arbeitgeber nicht entscheidend ins Gewicht fällt.  

Für den Staat ergeben sich mit der Fixierung des Staatsbeitrages auf 50 % des IV-

Gesamtaufwandes im Prinzip keine Änderungen im Vergleich zu geltenden Rege-

lung. Im geltenden Recht leistet der Staat einen Beitrag, der auf maximal 50 % der 

IV-Ausgaben beschränkt ist. Genau diese Situation ist aber ohnehin eingetreten: 

wenn keine Gesetzesänderung erfolgt, müsste der Staat künftig ohnehin 50 % der IV-

Ausgaben tragen. 

Bei Festsetzung des Staatsbeitrages auf 50 % des IV-Gesamtaufwandes und einer 

Erhöhung des Beitragssatzes der Versicherten und Arbeitgeber von derzeit 1.2 % auf 

neu 1.5 % bzw. 1.6 % zeichnet sich für die IV ungefähr folgende geschätzte Ent-

wicklung ab (jeweils in Mio. CHF, gerundet auf CHF 100'000.- ): 

2006 2007 2008 2009 2010 Erhöhung des Beitragssatzes von 1.5% und 

1.6% im Vergleich 
1.5%   1.6% 1.5%   1.6% 1.5%   1.6% 1.5%   1.6% 1.5%   1.6% 

Ausgaben 66.2 66.2 72.8 72.8 78.6 78.6 86.5 86.5 93.4 93.4 

Staatsbeitrag 33.1 31.0 36.4 36.4 39.3 39.3 43.3 43.3 46.7 46.7 

Beiträge (Versicherte und Arbeitgeber) 33.0 35.2 34.0 36.3 35.0 37.4 36.1 38.5 37.2 39.7 

Betriebsergebnis (= Defizit) - 0.1 0 - 2.4 -0.1 - 4.3 -1.9 - 7.1 -4.7 - 9.5 -7.0 

Diese Berechnung basiert auf den Annahmen, dass die Beiträge der Versicherten und 

Arbeitgeber künftig jährlich um 3 % anwachsen, während die Ausgaben jährlich um 

8 % bzw. in Jahren mit teuerungsbedingter Rentenanpassung um 10 % ansteigen.  
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Diese prognostische Hochrechnung zeigt, dass trotz der Erhöhung des Beitragssatzes 

von 1.2 % auf 1.5 % und der Festsetzung des Staatsbeitrages auf 50 % des IV-

Gesamtaufwandes in den künftigen Jahren mit einem ungedeckten Defizit zu rechnen 

ist. Diese Situation wäre nicht eingetreten, wenn früher schon der in der Schweiz seit 

jeher bestehende Finanzierungsmodus auch in Liechtenstein beibehalten worden wä-

re. Es ist daher dringend angezeigt, den Finanzierungsmodus auch in Liechtenstein 

anzuheben, um das IV-Defizit wenigstens zu minimieren.  

Die Regierung beabsichtigt daher, dem Landtag den beiliegenden Gesetzesvorschlag 

zu unterbreiten und ersucht nun vorgängig die Vernehmlassungsteilnehmer, sich mit 

diesem Vorschlag zu befassen. 
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9. ERLÄUTERUNGEN ZUM GESETZESENTWURF

 

Zu Art. 27 

In den Absätzen 3, 4 und 5 wird der Beitragssatz von bisher 1.2 % (bzw. je 0.6 % für 

Arbeitnehmer und Arbeitgeber) auf 1.5 % (bzw. je 0.75 % für Arbeitnehmer und 

Arbeitgeber) angehoben. 

Zu Art. 28 

Der bisherige Abs. 1, wonach der Staat die Aufwendungen für den Lohnzuschuss 

trug, entfällt. Der Lohnzuschuss soll neu wie die übrigen Aufwendungen nur zur 

Hälfte vom Staat getragen werden.  

In Abs. 2 Satz 1 wird der Staatsbeitrag neu mit 50 % des Gesamtaufwandes festge-

schrieben. In der Praxis beteiligte sich der Staat dabei nicht mit 50 % an den Ausga-

ben; es werden auch Abschreibungen und Rückerstattungsforderungen berücksichtigt 

(wobei diese Posten insgesamt kaum ins Gewicht fallen). Um dies zu verdeutlichen, 

wird anstelle der Formulierung „Jahresleistung“ oder „Jahresausgabe“ die Formulie-

rung „Jahresaufwand“ verwendet.  

In Abs. 2 Satz 2 wird hinsichtlich des Staatsbeitrages die Einschränkung gemacht, 

dass sich der Staatsbeitrag entsprechend reduziert, falls das Vermögen der IV auf 

mehr als 20 % des Jahresaufwandes anwachsen sollte (mit dieser Entwicklung ist 

allerdings auf absehbare Zeit nicht zu rechnen).  

Zum Inkrafttreten: 

Für das Inkrafttreten wird 01.01.2006 vorgeschlagen. Es ist nötig, eine generelle Bei-

tragserhöhung unbedingt auf Jahresanfang festzusetzen. Ausserdem brauchen die 

Betroffenen (die Abrechnungspflichtigen) auch eine gewisse Vorlaufzeit, um ihre 

Programme und Kalkulationen anzupassen. 
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II. VERNEHMLASSUNGSVORLAGE

 

Gesetz 
vom ... 

betreffend die Abänderung des Gesetzes  

über die Invalidenversicherung 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Das Gesetz vom 23. Dezember 1959 über die Invalidenversicherung, LGBl. 

1960 Nr. 5, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 27 Abs. 3, 4 und 5  

3) Die Beiträge von Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit betragen 

für Arbeitnehmer und Arbeitgeber je 0.75 % des massgebenden Einkommens. 

4) Die Beiträge versicherter Arbeitnehmer, deren Arbeitgeber nicht der Bei-

tragspflicht unterliegt, und die Beiträge vom Einkommen aus selbständiger Erwerbs-

tätigkeit betragen 1.5 % des massgebenden Einkommens. 

5) Die Beiträge der Nichterwerbstätigen betragen 1.5 % des gemäss Art. 

63quinquies des Gesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung ange-

rechneten Erwerbseinkommens. 
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Art. 28 

Beitrag des Staates 

1) Der Staat beteiligt sich an der Finanzierung des jährlichen Aufwandes mit 

einem Beitrag von 50 %. Sofern bei einem Staatsbeitrag von 50 % das Vermögen der 

Anstalt auf Ende eines Kalenderjahres mehr als ein Fünftel des in diesem Kalender-

jahr aufgelaufenen Jahresaufwandes erreicht, wird der Staatsbeitrag für dieses Ka-

lenderjahr so weit reduziert, dass der Anstalt ein Vermögen in Höhe von einem Fünf-

tel des in diesem Kalenderjahr aufgelaufenen Jahresaufwandes verbleibt.  

2) Die Beiträge des Staates werden aus den allgemeinen Staatsmitteln aufge-

bracht und sind in den jährlichen Voranschlag aufzunehmen. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.  
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III. GELTENDES RECHT

 

4. Teil 

Beiträge 

Art. 27 

Beitragspflicht und Beitragshöhe 

1) Beitragspflichtig sind die in Art. 36 und 47 des Gesetzes über die Alters- 

und Hinterlassenenversicherung genannten Versicherten und Arbeitgeber. 

2) Die Beiträge der erwerbstätigen Versicherten werden in Prozenten des Ein-

kommens aus unselbständiger und selbständiger Erwerbstätigkeit festgesetzt. Das 

massgebende Einkommen bestimmt sich nach den diesbezüglichen Vorschriften des 

Gesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung. 

3) Die Beiträge von Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit betragen 

für Arbeitnehmer und Arbeitgeber je 0.6 % des massgebenden Einkommens. 

4) Die Beiträge versicherter Arbeitnehmer, deren Arbeitgeber nicht der Bei-

tragspflicht unterliegt, und die Beiträge vom Einkommen aus selbständiger Erwerbs-

tätigkeit betragen 1.2 % des massgebenden Einkommens. 

5) Die Beiträge der Nichterwerbstätigen betragen 1.2 % des gemäss Art. 

63quinquies des Gesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung ange-

rechneten Erwerbseinkommens. 
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6) Im übrigen finden hinsichtlich der Beitragspflicht die Art. 27 bis 29 und 44 

bis 49ter des Gesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung sinngemäss 

Anwendung. 

Art. 28 

Beiträge des Staates 

1) Die Aufwendungen für den Lohnzuschuss werden vom Staat erbracht. 

2) Die Aufwendungen für die übrigen Leistungen werden aus den Beiträgen 

gemäss Art. 27 erbracht. Decken die Beiträge nach Art. 27 die jährlichen Ausgaben 

für die übrigen Leistungen nicht, so übernimmt der Staat das jährliche Defizit bis zu 

einer Höhe von 50 % des Gesamtaufwandes für die übrigen Leistungen. 

3) Die Beiträge des Staates werden aus den allgemeinen Staatsmitteln aufge-

bracht und sind in den jährlichen Voranschlag aufzunehmen. 


